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Rechtsfragen und Strategien beim 
Umgang mit Wasserknappheit

Die BMBF-T!Raum-Werkstattprojekte
zum Umgang mit Wasserknappheit

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und 
Planungsrecht, 9. Januar 2024 



Millionenförderung für Wissenstransfer in Klein- und Mittelstädte
Ein Projekt der Universität Leipzig, das wissenschaftliche Erkenntnisse, innovative Ideen 
und Technologien schneller in Klein- und Mittelstädte in Sachsen und Sachsen-Anhalt 
bringen soll, wird mit 5 Millionen Euro vom Bund unterstützt. 
Das Bündnis „Handlungsmacht der Kommunen stärken“ unter Federführung der Universität 
Leipzig gehört zu den zwölf Gewinnern, die sich bei der Bewerbung um das Förderprogramm 
„T!Raum – TransferRäume für die Zukunft von Regionen“ 
des Bundesforschungsministeriums unter 115 Einreichungen durchgesetzt haben.

Das Bündnis will Städte mit 15.000 bis 45.000 Einwohner:innen wie Aue, Borna, Eilenburg, 
Torgau, Weißenfels oder Zeitz und die entsprechenden Landkreise in den Blick nehmen und 
dort gemeinsam mit kommunalen Partnern dauerhafte Formate der Wissensproduktion 
und des -transfers etablieren. 
Die Förderung umfasst vorerst drei Jahre und kann auf bis zu neun Jahre ausgeweitet 
werden.

Zweistufiges Antragsverfahren: Antragsskizze im Herbst 2022 bewilligt
Vollanträge im Herbst 2023 bewilligt.
Gesamtkoordinator: Prof. Dr. Utz Dornberger, Wirtschaftswiss. Fakultät, Uni Leipzig

Seite 2



Ziele des Verbundprojekts „Handlungsmacht der Kommunen stärken“

• Entwicklung neuartiger Transferinstrumente für kommunale bzw. regionale
Innovationen. Erkenntnisse aus der Forschung sollen in verschiedene Bereiche 
der Gesellschaft übertragen werden, auf der Basis eines partizipativen 
Austauschprozesses aller Beteiligten.

• Etablierung von sog. „Innovationsforen“ für Werkstattbereiche zur Identifizierung 
und Abstimmung von Entscheidungsproblemen und Handlungsoptionen

• Kommunal- und Regionalentwicklung im ländlichen Raum wissensbasiert planen

BMBF-Ziele: den ländlichen Raum durch eine wissenschaftliche Programmlinie 
stärken – Beitrag des BMBF zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse  
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Untersuchungsräume des Verbundprojekts „Handlungsmacht der Kommunen 
stärken“ im BMBF-Forschungsverbund „T!Raum – Transferräume für die 
Zukunft von Regionen“ im Rahmen des BMBF-Forschungsprogramms  
„Innovation und Strukturwandel“
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Untersuchungsräume für die Werkstattprojekte zur Wasserknappheit im Rahmen 
des Forschungsbereichs „Ressourcenmanagement und Klimaanpassung: 
Torgau, Eilenburg, Borna
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Überblick über die gesamten Werkstattprojekte im Projektverbund „Handlungsmacht der 
Kommunen stärken“ (HKS)

ReWass

Kleinspeicher



Die Werkstattprojekte zur Wasserknappheit
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Regionalentwicklung und Wasserbe-
wirtschaftung unter Wasserknapp-
heit (ReWass)  Start: 1.3.2024

Stabilisierung des Wasserdargebots 
mit Kleinspeichern (Start: 1.3.2024)

Projektleiter: Dr. Stefan Geyler, Institut für Infrastruktur und 
Ressourcenmanagment, Wirtschaftswiss. Fakultät 
Leitung AP 2: Handlungsoptionen und rechtlicher 
Handlungsrahmen: Prof. Dr. Wolfgang Köck, UFZ

Projektleiter: Prof. Dr. Milke, HTWK Lpz.
AP Recht: Prof. Dr. Wolfgang Köck, UFZ
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ReWass

Kleinspeicher



Ziele der Werkstattprojekte zur Wasserknappheit
ReWass-Projekt
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Ansatzpunkte für den 
Umgang mit 
Wasserknappheit
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Das Innovationsforum als Plattform des Arbeitens



Arbeitsziele Kleinspeicher-Projekt
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Arbeitsziele der rechtlichen Teilprojekte (Arbeitspakete) ReWass
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• Im Teilvorhaben werden die Handlungsoptionen der staatlichen bzw. öffentlichrechtlich verfassten 
Akteure für den Umgang mit Wasserressourcen zur Bewältigung von Wasserknappheit im Interesse 
der Erhaltung bzw. des Erreichens eines guten Grundwasserzustands im Untersuchungsraum 
identifiziert, aufbereitet und bewertet sowie Empfehlungen in Hinblick auf eine wassersensible 
Regionalentwicklung erarbeitet. Dies erfolgt auf der Basis einer Bestandsaufnahme und einer 
Konfliktanalyse in Zusammenarbeit mit dem gesamten Projektverbund des Werkstattbereichs sowie in 
enger Interaktion mit den regionalen Akteuren des Untersuchungsraums. 

• Im Teilvorhaben wird der rechtliche Handlungsrahmen im Umgang mit Wasserknappheitsproblemen 
für zentrale Akteure, namentlich für die Wasserbehörde, für regionale Akteure der Flusseinzugs-
gebietsverwaltung, die Gemeinde bzw. den Landkreis, für die Wasserversorger und die 
Abwasserentsorger, sowie für die regionale Planungsstelle analysiert und als eine Grundlage für die 
Erarbeitung von Handlungsoptionen genutzt.  

• Im Teilvorhaben wird zudem die bisherige Entscheidungspraxis der Wasserbehörden mit Blick auf den 
Umgang mit Wasserknappheitsproblemen untersucht. Mit Blick auf die Bauleitplanung und die 
Regionalplanung wird untersucht, inwieweit Auswirkungen auf den Landschaftswasserhaushalt bei 
den Planungen berücksichtigt werden und welche Ansätze verfolgt werden, um den 
Landschaftswasserhaushalt zu schonen bzw. zu verbessern. Diese Untersuchungen erfolgen nicht 
nur im Untersuchungsraum, sondern es werden darüber hinaus verfügbare Untersuchungen für 
andere Räume Deutschlands ausgewertet und berücksichtigt. 



Projektrelevante wasserrechtliche und rechtstatsächliche Fragen 
bei ReWass
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• Politische Strategien, Verwaltungsvorschriften und Rechtsvorschriften, die den 
Umgang mit Wasserknappheit regeln (WHG, LWassG, TrinkWR)

• Wasserentnahmepraxis, insbesondere auch im Bereich des 
Gemeingebrauchs; insbes. Trends landwirtschaftlicher Beregnung 

• Wasserverbundstrukturen: Status und Strategie
• Wiederverwendung von Wasser 
• Praxis des Bewirtschaftungsermessens
• Organisatorisch-institutionelle Fragen: Bedarf an neuen Verantwortungs-

strukturen: Beregnungsverbände? Kleinspeicherbewirtschaftungsverbände?

•



Arbeitsziele der rechtlichen Teilprojekte (Arbeitspakete) Kleinspeicher
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• Analyse rechtlicher Rahmenbedingungen für die Errichtung und den Betrieb von 
Kleinspeichern zur Vorratshaltung von Wasser in der Landschaft
→ planungsrechtliche und zulassungsrechtliche Anforderungen (wasserrechtliche Plan-

feststellung? Raumplanungsbedürftigkeit?

• Analyse rechtlicher Rahmenbedingungen für Gewässerbewirtschaftungsverbände
→ Analyse des bestehenden rechtlichen Handlungsrahmens für die Etablierung von 

Verbandsstrukturen zur Bündelung von Wassernutzungen, zur Bewirtschaftung von 
Kleinspeichern und zur Governance von Wasserknappheit 

→ Analyse der rechtlichen Erfordernisse für die Etablierung von Verbandsstrukturen für 
als sinnvoll identifizierte Aufgaben

→ Erarbeitung eines Abgleichs zwischen rechtlichen Erfordernissen und geltendem 
Rechtsrahmen und Herausarbeitung etwaiger Defizite



Seite 16

Arbeitshypothesen

• Regionalentwicklung muss in zunehmenden Maße Aspekte des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung beachten. Kluge wissensbasierte regionale Anpassungsstrategien im 
Hinblick auf den Wassergebrauch werden zu einem relevanten Faktor der 
Regionalentwicklung werden. 

• Für den Umgang mit Wasser werden künftig die Wassernutzungsbedürfnisse der 
Landwirtschaft eine deutlich größere Rolle spielen. Hierauf sollte nicht nur mit 
Maßnahmen des Wassermanagements, sondern auch mit organisatorisch-
institutionellen Weichenstellungen geantwortet werden.

• Strategien der Errichtung von Wasserverbundstrukturen bleiben wichtig, werden aber für 
sich allein nicht ausreichen, um den künftigen Wassernutzungsbedürfnissen zu 
genügen.

• Die wassersensible Stadtentwicklung muss durch eine wassersensible 
Regionalentwicklung ergänzt werden. Hierbei kommt auch dem Bundes- und 
Landesrecht eine Bedeutung zu. 

• Innovationsforen können helfen, Willensbildungen voranzutreiben, wenn sie wissens-
basiert und stakeholderorientiert arbeiten.



Entwicklung der Klimaanpassung in Deutschland
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Von der deutschen Anpassungsstrategie zum Recht der Klimaanpassung
- wachsende Verrechtlichung der Anpassung

• 2008: Deutsche Anpassungsstrategie (beruhend auf Art. 4 Klimarahmenkonvention und COP 13-
Beschlüsse, Bali 2007)  → Politikplan ohne Rechtsverbindlichkeit

• 2008: Verankerung der Anpassungsaufgabe in das ROG (§ 2 II Nr. 6)

• 2009: Verankerung der Anpassungsaufgabe in das WHG (§ 6 I Nr. 5)
(Hochwasserschutz als Sonderrecht der Anpassung schon ab 2005 ff.)

• 2011: Verankerung der Anpassungsaufgabe in das BauGB (§ 1 V)

• 2018 ff.: Verankerung der Anpassungsaufgabe im Rahmen von Landesklimaschutzgesetzen,   
z.B. Thüringen

• 2021: Klimaanpassungsgesetz NRW (erstes spezifisches KlAnpassungsG in Deutschland)
• 2023: Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) beschlossen (Inkrafttreten: 1.7.2024)


